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(Übersicht - Neu: Amnesty International, Beck) Experten: Regierung beschönigt Menschenrechtslage in Deutschland

Genf/Berlin (ddp) Nichtregierungsorganisationen werfen der Bundesregierung eine beschönigende Darstellung der Menschenrechtslage in Deutschland vor.
Genf/Berlin (ddp). Nichtregierungsorganisationen werfen der Bundesregierung eine beschönigende Darstellung der Menschenrechtslage in Deutschland vor. Was die Regierung vor dem UN-Menschenrechtsrat präsentiere, hinterlasse den Eindruck, «als gebe es überhaupt keinen Handlungsbedarf», sagte der Beobachter des Forums Menschenrechte, Theodor Rathgeber, am Montag am Rande der Anhörung in Genf. Das Gegenteil sei jedoch der Fall.

Vertreter des deutschen Innen- und Außenministeriums stellten am Montag vor dem Gremium der Vereinten Nationen (UN) in Genf einen Bericht über die Menschenrechtssituation in Deutschland vor. Seit 2008 sind alle UN-Mitgliedsstaaten verpflichtet, die Lage in ihrem Land alle vier Jahre durch den Rat überprüfen zu lassen.

Rathgeber kritisierte, die Situation von Flüchtlingen und Flüchtlingskindern werde in dem Bericht nicht berücksichtigt. Die sozialen Belange dieser Menschen träten in Deutschland in den Hintergrund. Zum Beispiel stehe grundsätzlich die Frage nach dem Fluchtweg und der Illegalität im Fokus, nicht die der Fluchtursache. Auch die Angaben zur Armut in Deutschland entsprächen nicht der Realität. «Der Bericht stoppt immer da, wo es interessant wird», kritisierte Rathgeber.

Die UN-Expertin von Amnesty International, Silke Voss-Kyeck, rügte, was die Regierung in Genf vorstelle, habe «mit der Realität nicht allzu viel zu tun». Flüchtlinge seien in Deutschland zum Beispiel «ständig von Ausweisung bedroht», sagte sie im Deutschlandfunk. Diese Menschen könnten nicht zur Schule oder ins Krankenhaus gehen, ohne mit einer Meldung an die Ausländerbehörde zu rechnen. Mit menschenrechtskonformem Handeln habe das nichts zu tun.

Auch der Grünen-Menschenrechtsexperte Volker Beck beanstandete, der Bericht der Regierung sei «zu glatt» und benenne nicht ausreichend die vorhandenen Defizite. Die deutschen Meldepflichten etwa ließen den Menschenrechtsschutz von illegalen Einwanderern ins Leere laufen. Auch die Regelung für den Nachzug von Ehegatten, wonach Sprachkenntnisse vor der Einreise zwingend seien, stelle das Recht auf Familienleben in Frage.

(Zusammenfassung bis 16.00 Uhr)
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